
Gesundheits- und Sozialpolitik

Rheinisches Ärzteblatt / Heft 1 / 2023 21

Die niedergelassene Vertragsärzteschaft 
im Rheinland betont ihre Bereitschaft, 
auch angesichts der aktuellen Krisen und 
Herausforderungen alle Kraft in die 
Versorgung zu geben – hierfür braucht es 
aber klare und verlässliche Strukturen 
durch die Politik. Mit dieser 
grundlegenden Botschaft hat am  
25. November im Düsseldorfer Haus  
der Ärzteschaft die letzte 
Vertreterversammlung (VV) der 
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein 
(KVNO) im Jahr 2022 stattgefunden. 

von Christopher Schneider

D
ie VV Ende November war nicht 
nur die letzte des Jahres, sondern 
zugleich die letzte Sitzung der   
15. Wahlperiode, was Dr. Frank 

Bergmann, Vorstandsvorsitzender der 
KVNO, auch zum Anlass für einen Rück
blick auf die ablaufende Legislatur nutzte. 
Einen besonderen Dank richtete er an  
die scheidenden VVVorsitzenden Bernd 
 Zimmer und Fritz Stagge, die beide diese 
Ämter künftig nicht mehr ausüben werden. 
Auch den Delegierten sprach er großen 
Dank für die konstruktive Zusammenarbeit 
mit dem Vorstand und für ihren ehren
amtlichen Einsatz aus. Nicht nur in der 
Corona pan de mie, sondern unter anderem 
auch in  Hono rar fragen und Beschlüssen 
zur Gestaltung der ambulanten Versorgung 
im Rheinland habe sich dieses herausra
gende Engagement gezeigt, so Bergmann. 
„Auch den künf tigen vor allem krisen
geprägten Heraus for de rungen muss die 
Selbstver waltung weiter mit unermüd
licher Über zeu gungs arbeit, Rechtschaffen
heit sowie Gerad linig keit und klugen 
 Argumenten in Verbindung mit viel Lang
mut und Aus dauer begegnen“, unterstrich 
der KVNOVor sitzende.

Weichen für die  
Nachwuchsförderung gestellt

Zu einer der zweifelsohne größten Auf
gaben des KVSystems zählte und zählt aus 
Sicht des Vorstands die Sicherstellung der 

Politik hat Bringschuld für die ambulante  
Versorgung

ambulanten Versorgung in ländlichen Be
reichen. Hier werde es mehr denn je gelten, 
mögliche Versorgungsengpässe frühzeitig 
zu identifizieren und durch kreative Lösun
gen aktiv anzugehen. „Allein über unseren 
Strukturfonds haben wir seit 2018 über 360 
Ärztinnen und Ärzte für das Rheinland ge
winnen können – in die entsprechenden 
Fördermaßnahmen sind fast 23 Millionen 
Euro geflossen. Auch 2023 wollen wir die
sen Weg konsequent weitergehen und  unter 
anderem unsere Förderungen im Prakti
schen Jahr (PJ) finanziell aufwerten“, kün
digte Bergmann an. Der Erhöhung der 
monatlichen PJFörderung von 600 auf  
800 Euro und weiteren Anpassungen der 
 KVNOSicherstellungsrichtlinie stimmte 
die VV auf Antrag von Vorstand und Haupt
ausschuss mit großer Mehrheit zu. 

In Summe sei die Förderung der haus 
und fachärztlichen Versorgung aus Sicht 
des Vorstands aber auch eine gesamtgesell
schaftliche Aufgabe, die das ambulante 
System nicht alleine bewältigen könne – 
dies gelte mit Blick auf den in NRW an
stehenden Umbau der Krankenhausland
schaft und ebenso auf die im Bund an
gestrebte Ambulantisierung stationärer 
Leistungen. 

Kritik an fehlender Unterstützung 
in der Energiekrise

Die VV reagierte angesichts dessen mit 
großem Unverständnis auf die mangelnde 
Bereitschaft von Politik und Kassen, die 
Finanzierungssituation der Praxen zeitnah 
und spürbar zu verbessern. „Trotz der gro

Eine gute Versorgung braucht klare und verlässliche Strukturen durch die Politik:  
Im Rahmen der letzten Vertreterversammlung 2022 forderten KVNO-Vorstand und 
VV-Delegierte umfassende Maßnahmen zur Unterstützung der niedergelassenen  
Vertragsärzteschaft. Ob Streichung der Neupatientenregelung, Zumutungen durch die  
TI oder ausbleibende Unterstützung in der aktuellen Energiekrise – trotz ihrer  
herausragenden Leistung bei der Impfkampagne gegen das Coronavirus lege der  
Gesetzgeber den Praxen immer neue Steine in den Weg. Mit Blick auf die kommende  
16. Amtsperiode mahnen der KVNO-Vorsitzende, Dr. Frank Bergmann, und sein  
Stellvertreter, Dr. Carsten König, zu unermüdlicher Überzeugungsarbeit.  Foto: KVNO
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„Der Staat will die TI – also muss er alles, 
was damit zusammenhängt, den Praxen 
vollumfänglich bezahlen.“ 

Deutliche Kritik richtete König auch ge
gen die Pläne des Bundesgesundheits
ministeriums, die CoronaSchutzimpfun
gen schon ab Januar komplett in die Regel
versorgung zu überführen. „Die hierzu 
notwendigen Voraussetzungen – etwa bei 
der Praxissoftware – sind überhaupt noch 
nicht umgesetzt. Ebenso sind die bisheri
gen Mehrdosenbehältnisse in der alltäg
lichen Praxis ungeeignet. Hier braucht es 
dringend die von uns lange geforderten 
Einzeldosen“, so König.

Beachtung klimaschonender Produktions
orte, weisen und Transportwege: Bund 
und Land werden aufgefordert, dringend 
Maßnahmen zu ergreifen, um essenzielle 
Produkte, deren kurzfristige Verfügbar keit 
jederzeit zu gewährleisten ist, verbindlich 
festzu legen und die vielschichtigen Ursa
chen für  Lieferausfälle kritischer Arznei
mittel zu analysieren. Mit Blick auf die 
Zielsetzung einer schnellen Klimaneutra
lität in allen Bereich sei entscheidend,  
dass die Produktion im Zuständigkeits 
raum der EU erfolge und nicht „aus 
 kurzfristigen ökonomischen Vorteilen an 
zukunfts gefährdende Produktionsorte ver
lagert wird, angetrieben durch Rabatt
verträge der Krankenkassen“, so die Reso
lution im Wortlaut. 

 
Gesetzgeber muss Digitalisierung 
sinnvoll gestalten 

Weiteres VVThema waren die Digitali
sierung und die Anwendungen der Tele
matikInfrastruktur (TI), zu deren Sach
stand in hiesigen Praxen Dr. Carsten König, 
stellvertretender Vorsitzender der KVNO, 
den Delegierten berichtete. Insgesamt  
habe sich die Politik laut König bei der 
Digita lisierung „verzettelt“, was sich bei
spielhaft an der Einführung der elektroni
schen Patientenakte (ePA) zeige. „Nahezu 
alle der rund 14.500 Praxen (98 Prozent)  
in Nordrhein sind grundsätzlich für die 
Nutzung der ePA  bereit, sie wird momentan 
aber lediglich von 0,5 Prozent der Ver
sicherten genutzt. Auch die prak tische 
NichtNutzbarkeit des  eRezeptes  fällt in 

ßen Leistungen der niedergelassenen Kol
leginnen und Kollegen bei der nunmehr fast 
zwei Jahre laufenden Impfkampagne sind 
die Praxen bei den geplanten Hilfs
programmen über den Wirtschaftsstabi
lisierungsfonds bisher nicht berücksichtigt 
worden“, kritisierte Bergmann. Dies könne 
gerade für Bereiche etwa der Dialyse oder 
Radiologie zu einem existenziellen Problem 
werden – temporäre Schließungen nicht 

 Die Lage ist klar:  
Der Staat will die TI –  
also muss er alles, was 
damit zusammenhängt, 
den Praxen vollumfänglich 
bezahlen“.

 Dr. Carsten König 

 Die Niedergelassenen 
benötigen wie auch  
die Krankenhäuser eine 
Unterstützung in der 
Krise“. 

  Dr. Frank Bergmann 

diesen Bereich. Solch halbfertige Anwen
dungen bringen Praxen wie Ver sicherten 
keinerlei Nutzen“, sagte König. Auch der 
„HickHack“ um den etwaigen Konnek
torentausch oder die vor Kurzem vom Bund 
ins Spiel ge brachte Neu regelung der TI 
Finanzierung trage zur Verwirrung vieler 
Niedergelas sener bei. Aus Sicht des  
KVNO Vorstands sei die Lage dagegen klar: 

ausgeschlossen. „Hier haben Staat und Kas
sen eine Mitverantwortung, zumal die ho
hen Energie und Inflationskosten auch 
eine politische Ursache haben. Die Nieder
gelassenen benötigen wie auch die Kran
kenhäuser eine Unterstützung in der Krise.“   

„Zäsur in der kassenärztlichen 
Versorgung“ 

Dass der ambulante Bereich zunehmend 
ein „blinder Fleck“ auf der politischen 
Landkarte ist, zeigt sich nach Meinung der 
VV auch an der jüngst vom Gesetzgeber 
durchgesetzten Streichung der Neupatien
tenregelung. Auf Antrag des Beratenden 
Fachausschusses für die fachärztliche Ver
sorgung fasste die VV eine Resolution, in 
der sie die Abschaffung der entsprechen
den Regelungen des Terminservice und 
Versorgungsgesetzes (TSVG) und vor allem 
die Rebudgetierung der Neupatienten aufs 
Schärfste missbilligt. Die Abschaffung sei 
eine „Zäsur in der kassenärztlichen Versor
gung“, die Praxen dringend notwendige 
Mittel entziehe. „Der Glaube an eine trag
bare Gegenfinanzierung der Grundversor
gung ausschließlich im System GKV und 
EBM ist durch die Rechtsänderung nach
haltig erschüttert und bei vielen Kollegen 
erloschen“, heißt es im Resolutionstext.  

Resolution für mehr Sicherheit in 
der Arzneimittelversorgung  

Ebenfalls klar positionierte sich die  
VV zur Versorgung der Bevölkerung mit 
 lebenswichtigen Arzneimitteln auch unter 

Weiterentwicklung des Notdienstes 
und Neubau in Köln

Der Vorstand gab der VV auch einen 
Überblick über die Weiterentwicklung der 
Notdienststrukturen in Nordrhein – hier 
etwa zu dem in der Städteregion Aachen 
ab Januar 2023 startenden ärztlichen Fahr
dienst mit Wagen im KVNODesign. Gestellt 
und besetzt werden die Fahrzeuge über die 
KVNOTochtergesellschaft GMG. Ebenfalls 
ab Januar startet in den ersten der insge
samt rund 80 Notdienstpraxen im Rhein
land die Anbindung an die TI. 

Gute Nachrichten gab es auch zum Bau 
des neuen KVNOStandorts an der Butzwei
lerhofallee in Köln: Der Innenausbau geht 
derzeit in seine letzte Phase. In den kom
menden Wochen erfolgt die organisato
rische Vorbereitung zur Inbetriebnahme 
des Gebäudes. Der Einzug von über 400 
KVNOMitarbeitenden ist für das zweite 
Quartal 2023 geplant.

Wie immer am Jahresende waren auch 
die Präsentation und die Debatte um die 
Bilanz des Geschäftsjahres 2021 und den 
Haushalt für 2023 wesentliche Tagesord
nungspunkte der VV. Die Delegierten ge
nehmigten beide Zahlenwerke und entlas
teten den Vorstand. Der Verwaltungskos
tensatz der KVNO bleibt 2023 unverändert. 
Die Mitglieder zahlen bei ITunterstützter 
Abrechnung weiterhin 2,8 Prozent ihres 
Arztumsatzes.

Ein Mitschnitt der VV vom 25. November 
2022 findet sich unter www.kvno.de 
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